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§ 39 FGB; § 59 Abs. 5 ZPO.
1. Im Verfahren zur Verteilung des gemeinschaftlichen 
Eigentums nach Ehescheidungen bildet der höchstzulässige 
Verkaufspreis eines Grundstücks oder Gebäudes die obere 
Grenze für die Festsetzung eines etwaigen Erstattungsbetrags, 
wenn dieser Verkaufspreis dem Wert des Grundstücks oder 
Gebäudes zur Zeit der Ehescheidung entspricht.
2. Zur Bindung des Rechtsmittelgerichts im Eigentumsver­
teilungsverfahren an die im Scheidungsurteil getroffenen 
Feststellungen zu den Umständen der Ehescheidung und zu 
seiner Bindung an die von den ProzeBparteien gestellten An­
träge.
OG, Urteil vom 15. März 1983 - 3 OFK 5/83.

Die Ehe der Prozeßparteien wurde geschieden und der Klä­
gerin das Erziehungsrecht für das gemeinsame Kind übertra­
gen. In dem danach eingeleiteten Eigentumsverteilungsver­
fahren hat jede Prozeßpartei insbesondere das Alleineigen­
tum am Eigenheim bei Übernahme der Kreditverpflichtungen 
beantragt. Der vorhandene Pkw sollte in das Alleineigentum 
der jeweils anderen Prozeßpartei übertragen werden.

Das Kreisgericht hat der Klägerin das Alleineigentum am 
Eigenheim und die Rechte an der Ehewohnung übertragen. 
Sie erhielt Sachen im Werte von ca. 14 700 M und das Gut­
haben ihres Kontos. Sie wurde verurteilt, im Innenverhältnis 
der Prozeßparteien die Kreditverpflichtungen gegenüber der 
Sparkasse und der Bäuerlichen Handelsgenossenschaft zu er­
füllen und an den Verklagten einen Erstattungsbetrag von 
2 000 M zu zahlen. Dem Verklagten wurden der Pkw, diverse 
Hausratssachen und der Bestand seines Kontos (insgesamt 
rund 25 720 M) in Alleineigentum übertragen.

Gegen dieses Urteil hat der Verklagte Berufung eingelegt. 
Er hat u. a. beantragt, ihm das Alleineigentum am Eigenheim 
und die Rechte an der Ehewohnung bei Übernahme der Kre­
ditverpflichtungen zuzusprechen.

Das Bezirksgericht hat im wesentlichen die gegenständli­
che Verteilung des, beweglichen Eigentums durch das Kreis­
gericht bestätigt. Das Alleineigentum am Eigenheim sowie 
die Ehewohnung wurden dem Verklagten zugesprochen und 
dieser verpflichtet, als Alleinschuldner den Kredit gegenüber 
der Sparkasse zu erfüllen.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas­
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der 
Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Dem Urteil des Bezirksgerichts kann hinsichtlich der Ent­
scheidung über das Eigenheim und die Ehewohnung sowie 
hinsichtlich’ der Auseinandersetzung mit dem Urteil des 
Kreisgerichts nicht beigepflichtet werden. Obwohl das Be­
zirksgericht zutreffend hervorgehoben hat, daß das Eigen­
heim für die Familie und damit auch im Interesse des ge­
meinsamen Kindes gebaut wurde, fand dieser wichtige Ge­
sichtspunkt bei der Abwägung aller Umstände nicht die er­
forderliche Berücksichtigung. Das Bezirksgericht hat die un­
terschiedlichen Leistungen der Prozeßparteien für das Bau­
geschehen und die Gründe der Ehescheidung zu Unrecht als 
maßgeblich für die Entscheidung über das Eigenheim gewer­
tet.

Soweit sich die Ausführungen des Bezirksgerichts auf die 
Eigenleistungen der Prozeßparteien und die von ihren Betrie­
ben und Verwandten während des Baugeschehens erbrachten 
Leistungen erstrecken, sind diese Betrachtungen nicht über­
zeugend. Das Bezirksgericht hat die Aussagen der vom Kreis­
gericht vernommenen Zeugen nicht berücksichtigt und teil­
weise subjektive Wertungen der Zeugen R. und W. seiner 
Entscheidung zugrunde gelegt. Zur Mitwirkung von Ver­
wandten der Prozeßparteien hat das Bezirksgericht zwar er­
klärt, daß ihre Leistungen für die Familie erbracht wurden. 
Die Aussagen der Mutter der Klägerin über ihre Leistungen 
für die Prozeßparteien hat es jedoch zum Nachteil der Klä­
gerin gewertet. Zu den Leistungen der Prozeßparteien wird 
das Bezirksgericht weitere Feststellungen zu treffen haben, 
um deren Beitrag richtig beurteilen zu können (vgl. OG, Ur­
teile vom 2. September 1980 — 3 OFK 19/80 — und — 3 OFK 
21/80 - [NJ 1981, Heft 3, S. 137 und 138]). Insbesondere hat 
das Bezirksgericht die Widersprüche zu klären, die sich nach 
dem bisherigen Sachverhalt zwiÄhen den Darlegungen der 
Prozeßparteien und den von der Klägerin vorgelegten Unter­
lagen, zu denen bisher nicht verhandelt wurde, ergeben.

In diesem Zusammenhang wird es auch die Widersprüche 
in den Darlegungen der Prozeßparteien zu den Leistungen 
ihrer Betriebe zu klären haben, um deren Unterstützung im 
Hinblick auf das gesellschaftliche Anliegen des Eigenheim­
baus zutreffend würdigen zu können. Es wird dazu Vertreter 
der Betriebe einzubeziehen und auch darüber zu befinden 
haben, ob und durch wen die Rückerstattung des vom Be­
trieb der Klägerin gewährten finanziellen Zuschusses zu er­
folgen hat.

Soweit das Bezirksgericht die Umstände der Ehescheidung 
für die Eigentumsverteilung als maßgeblich betrachtet und 
zu Lasten der Klägerin gewertet hat, stehen dem die Fest­
stellungen des Kreisgerichts im Ehescheidungsurteil entgegen. 
Hiernach ist die Ehe der Prozeßparteien geschieden worden, 
weil es seit Jahren erhebliche Schwierigkeiten im Zusam­
menleben und Meinungsverschiedenheiten zwischen den Pro­
zeßparteien gab. Sie führten so weit, daß der Verklagte die 
Klägerin in Anwesenheit des Kindes geschlagen hat. Die Pro­
bleme im Zusammenleben veranlaßten die Klägerin bereits 
zweimal vor dem jetzigen Verfahren, auf Ehescheidung zu 
klagen.

Das Verhältnis der Klägerin zu einem anderen Mann, das 
im Mai 1980 — nahezu ein Jahr vor der im März 1981 erho­
benen Ehescheidungsklage — beendet war, belastete die Be­
ziehungen der Prozeßparteien zusätzlich. Es war jedoch nicht 
ausschlaggebend für die Zerrüttung der Ehe. Angesichts die­
ser' Feststellungen im Ehescheidungsurteil des Kreisgerichts 
ist es nicht zu billigen, daß das Bezirksgericht die Entschei­
dung über das Eigenheim damit begründete, daß die Kläge­
rin sich im Oktober 1979 einem andern Mann zuwandte und 
ihn im September 1982 heiratete. Die Feststellungen. des 
Kreisgerichts zur Ehescheidung waren für das Bezirksge­
richt bindend.

Während das Kreisgericht von der Erklärung des Rates 
des Bezirks über den höchstzulässigen Verkaufspreis von 
90 000 M ausgegangen war und von diesem Betrag die Summe 
der Verbindlichkeiten abgesetzt hatte, um den für die Ent­
scheidung maßgeblichen Wert zu ermitteln, hat sich das Be­
zirksgericht allein auf den im Sachverständigengutachten er­
mittelten Wert von 22 600 M als Ausgangspunkt bezogen. Es 
ist davon ausgegangen, daß der vom Rat des Bezirks zugelas­
sene höchstzulässige Verkaufswert lediglich bei festgestellten 
Verkaufsabsichten beachtlich sei. Indem das Bezirksgericht 
einen Wert des Eigenheims von 22 600 M zugrunde legte und 
die zur Zeit der rechtskräftigen Ehescheidung noch um mehr 
als das Doppelte höher liegenden Kreditverpflichtungen von 
den Werten des Verklagten absetzte, kam es zu der Auffas­
sung, daß ihm, obwohl er Eigenheim, Pkw u. a. Sachen er­
hielt, kein Aktivvermögen bleibt. Dieses Ergebnis ist unver­
tretbar.

Falls der höchstzulässige Verkaufswert eines Grundstücks 
bzw. Gebäudes bekannt ist oder festgesetzt wird, bildet er 
die obere Grenze für die Festsetzung eines etwaigen Erstat­
tungsbetrags im Zusammenhang mit der Teilung des gemein­
schaftlichen Eigentums nach Ehescheidung (vgl. OG, Urteile 
vom 4. Januar 1977 - 1 OFK 22/76 - [NJ 1977, Heft 7, S. 215] 
und vom 3. Februar 1981 — 3 OFK 32/81 —).

Davon ist ohne weitere Sachaufklärung auszugehen, wenn 
der höchstzulässige Verkaufspreis dem Wert des Grundstücks 
bzw. der Gebäude zur Zeit der Ehescheidung entspricht. An­
ders ist es hingegen, wenn er den durch einen Sachverstän­
digen ermittelten Zeitwert erheblich übersteigt. Im vorlie­
genden Verfahren beträgt der höchstzulässige Verkaufspreis 
etwa das Vierfache des durch Gutachten ermittelten Wertes. 
Diesen Widerspruch hätte das Bezirksgericht durch ein ent­
sprechendes Ersuchen an den Rat des Bezirks aufklären müs­
sen.

In' diesem Zusammenhang wäre folgendes zu beachten 
gewesen: Nach dem vorliegenden Kreditvertrag wurde den 
Prozeßparteien ein Materialkredit von 39 000 M und ein Kre­
dit für Bauleistungen von 24 000 M gewährt. Da diese Kredite 
zum Zeipunkt der rechtskräftigen Ehescheidung noch in Höhe 
von ca. 50 600 M zu tilgen waren, hätte es der Klärung be­
durft, inwieweit sich der Material- und Bauleistungsaufwand 
für das Eigenheim bei der Zeitwertermittlung niedergeschla­
gen haben. Das hätte das Bezirksgericht veranlassen müssen


